
4. Kap. — gerichtliches Verfahren 1

für durch Straftaten verursachte Schäden 
nach den Bestimmungen des Arbeite-, 
Agrar- und Zivilrechts.

1.
Grundsätzliche Aufgaben der Gerichte bei 
der Entscheidung über Schadenersatz­
ansprüche

1.1.
Bei der Entscheidung über Schadenersatz­
ansprüche von Bürgern und Betrieben 
haben die Gerichte in zügig und wirksam 
durchzuführenden Verfahren den Sachver­
halt einschließlich der Schadensursachen 
exakt aufzuklären, die zutreffenden Rechts­
normen mit einer überzeugenden Begrün­
dung anzuwenden und auch ihre Verant­
wortung bei der konsequenten Realisierung 
der Schadenersatzansprüche voll wahrzu­
nehmen. Im Strafverfahren ist die Scha­
denswiedergutmachung wichtiges Element 
der Verstärkung der erzieherischen Wirk­
samkeit des gesamten Verfahrens. Wesent­
liche Bedeutung für die Förderung der 
Aktivität der Bürger bei der verantwor­
tungsbewußten Verwirklichung unseres 
Rechts besitzt auch die Popularisierung 
und strikte Anwendung der arbeite- und 
zivilrechtlichen Bestimmungen über Ent­
schädigung bzw. Aufwendungserstattung, 
wenn Bürger aus gesellschaftlicher Verant­
wortung Schäden verhüten oder mindern 
oder Gefahren abwehren (§ 271 AGB, 
§326 ZGB).

1.2.
Die konsequente Schadenswiedergutma­
chung ist ein gesellschaftliches Grundan­
liegen. Mit der Durchsetzung von Schaden­
ersatzansprüchen in Strafverfahren sowie 
in Zivil- und Arbeitsrechtsverfahren haben 
die Gerichte zur Vorbeugung von Schäden 
für das Leben, die Gesundheit, das sozia­
listische Eigentum und das persönliche 
Eigentum beizutragen und eine Atmo­
sphäre der Unduldsamkeit gegenüber jeg­
lichem gesellschaftswidrigem Verhalten zu 
entwickeln und zu verstärken.
Die Gerichte haben mit der zügigen und 
strikten Verwirklichung von Schadenersatz­
ansprüchen, der Mitwirkung von Kollek­
tiven der Werktätigen, Verhandlungen vor 
erweiterter Öffentlichkeit und gezielten 
Auswertung der Verfahren einen wirk­
sameren Beitrag zur Entwicklung der

gesellschaftlichen Initiativen zur Gewähr­
leistung der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
von Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu 
leisten.

1.3.
Im Rahmen ihrer Verantwortung haben 
die Gerichte bei der Verletzung des sozia­
listischen Eigentums verstärkt darauf Ein­
fluß zu nehmen, daß durch die zuständigen ' 
Leiter die Beseitigung der Schadens­
ursachen und begünstigenden Bedingungen 
erfolgt Hierfür sind die gesetzlichen 
Möglichkeiten, vor allem auch die Gerichts­
kritik, voll zu nutzen.

1.4.
Ständige Aufmerksamkeit erfordert auch 
die Anwendung der gesetzlichen Maßnah­
men zur Sicherung der Realisierung von 
Schadenersatzansprüchen (Arrestbefehl 
bzw. einstweilige Anordnung), die exakte 
Feststellung der Vermögenssituation des 
Ersatzpflichtigen und die korrekte Beach­
tung der gesetzlichen Maßstäbe bei der 
Festlegung von Wiedergutmachungs- bzw. 
Leistungsfristen.
Auf die zuständigen Leiter ist in den erfor­
derlichen Fällen Einfluß zu nehmen, zu­
erkannte Schadenersatzforderungen wegen 
Verletzung des sozialistischen Eigentums 
zügig und strikt zu realisieren.

2.
Zur Behandlung von Schadenersatzansprü­
chen im Strafverfahren

2.1.
Im Eröffnungs- und Hauptverfahren haben 
die Gerichte in den Fällen, in denen auf 
der Grundlage der bis dahin gestellten 
Anträge und vorgelegten Unterlagen noch 
keine vollständige Klärung des Umfangs 
der Schadenersatzansprüche möglich ist, 
die dazu notwendigen Hinweise und 
Erläuterungen zu geben, insbesondere dar­
auf hinzuwirken, daß spezifizierte Anträge 
gestellt, Anträge unter Berücksichtigung 
des Ermittlungsergebnisses berichtigt und 
noch erforderliche Belege und sonstige 
Beweise vorgelegt bzw. bezeichnet werden. 
Sie haben die Möglichkeit zu nutzen, auch 
über Schadenersatzanträge zu entscheiden, 
die erst nach der Eröffnung des Hauptver­
fahrens gestellt wurden (§ 198 Abs. 1 Satz 2 
und 3 StPO).
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